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„Aber durch die gemeinsame einheitliche Kommando-
sprache wurde noch kein Mann entnationalisiert …“
Slowenische katholische Politik zwischen
Nationalismus, politischem Pragmatismus und Kaisertreue
Von ROK STERGAR
Abstract: “‘But the common unified command language has never denationalized a
man …’ Slovenian Catholic politics between nationalism, political pragmatism and loyalty
to the emperor” – When the Austrian parliament was debating the new defence law in 1912,
the Slovene People’s Party supported the government with all possible means. Ignoring its
long-held political principles, the party voted with the government in each and every case. Its
MP, Ignacij Žitnik, even endorsed the continuous dominance of German in the armed forces
in his speech, causing a temporary split in the joint Slovene-Croat caucus, because the Croat
MPs fromDalmatia were not ready to support such a course. The analysis of Slovene People’s
Party actions indicates that it was ready to publicly give up on one of the central tenets of
ethnolinguistic nationalism—the use of the national language in all the situations—to appear
as military-friendly as possible. By 1912, the People’s Party had given up on attaining a
favourable reform of the Empire through the parliament. Party leaders now pinned all their
hopes on the heir to the throne, Archduke Francis Ferdinand, expecting that he would enact
the reform from above at the time of his accession to the throne. Therefore, persuading the
Archduke and the army that they are a reliable ally, became their main political strategy.
Einleitung1
In der ersten Jahreshälfte 1912 wurde im Wiener Reichsrat heftig über das
neue Wehrgesetz debattiert. Die Regierung setzte sich entschieden für dessen
rasche Verabschiedung ein; viele Abgeordnete aber hatten große Vorbehalte.
Bei der 93. Sitzung der 21. Session am 19. Juni trat Ignacij Žitnik (1857–1913),
römisch-katholischer Geistlicher und Abgeordneter der Slowenischen Volks-
partei (Slovenska ljudska stranka, kurz SLS), an das Rednerpult und sprach sich
in seiner Rede entschlossen für die Verabschiedung des Gesetzes aus. Er unter-
Übersetzung aus dem Slowenischen von Karin Almasy (Graz).
1 Der vorliegende Text beruht in Teilen auf einem Kapitel meines Buches Slovenci in vojska,
1867–1914. Slovenski odnos do vojaških vprašanj od uvedbe dualizma do začetka 1. svetovne
vojne [Die Slowenen und dasHeer, 1867–1914. Das Verhältnis der Slowenen zuHeeresfragen
seit der Errichtung des Dualismus bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs] (Ljubljana 2004).
Für hilfreiche Anmerkungen zur Vorversion dieses Artikels danke ich den Teilnehmern der
Konferenz „Zwischen Kronen und Nationen: Die zentraleuropäischen Priesterkollegien in
Rom vom Risorgimento bis zum Zweiten Weltkrieg“ und Jernej Kosi. Abschließend möchte
ich die finanzielle Unterstützung durch die Slowenische Forschungsagentur (Forschungs-
programm „Slowenische Geschichte“ (P6–0235) würdigen.
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stützte die österreichische Regierung sogar in der Frage der Dienst- und Kom-
mandosprache, während zahlreiche Abgeordnete sich in der damaligen Debatte
vehement einer einheitlichen deutschen Dienst- und Kommandosprache wider-
setzten, da sie darin eine Verletzung der Rechte der nichtdeutschen Nationalitä-
ten sahen2. Žitnik hingegen war anderer Meinung und argumentierte vor dem
Abgeordnetenhaus folgendermaßen:
„Ich sage Ihnen, meine Herren, meine Meinung ganz offen. Wir haben zirka 80 Kom-
mandoworte, […], die einem jeden Soldaten welcher Nationalität er auch sei, geläufig sein
müssen. Es sind vielleicht auch viele deutsche Soldaten, welche manche Kommandoworte
nicht verstehen, so zum Beispiel ‚in die Balance‘, ‚Kolonne‘ u[sw].
Diese Worte sind nicht aus der deutschen Sprache, aber der Mann gewöhnt sich daran und
versteht sie. Aber durch die gemeinsame einheitliche Kommandosprache wurde noch kein
Mann entnationalisiert und es ist meine feste Überzeugung, daß die einheitliche Kommando-
sprache bleiben muss.“3
Und dann setzte er noch fort:
„Was die Dienstsprache betrifft, so will ich ganz offen erklären, daß eine einheitliche innere
Dienstsprache bei der Armee notwendig ist, sei es nun diese oder jene Sprache. Aber wir
müssen auch mit der Tatsache rechnen, daß als Dienstsprache die deutsche Sprache bereits
eingebürgert ist und nicht so ohne weiteres ausgemerzt werden kann.“4
Wie im Folgenden noch zu sehen sein wird, löste dieser Auftritt Žitniks in der
politischen Öffentlichkeit heftige Reaktionen aus, welche auch vielsagende Ein-
blicke in die Beziehungen zwischen einigen Akteuren der damaligen parla-
mentarischen Politik gewähren. Doch die Rekonstruktion dieser zwischen-
menschlichen Beziehungen ist nicht das zentrale Ziel des vorliegenden Artikels.
Vielmehr sollen die Aussagen der Parlamentarier vor allem dafür benutzt wer-
den, jenen größeren politischen Kontext nachzuzeichnen, in dem die slowe-
nische katholische Politik der späten Habsburger Monarchie zu verorten ist.
Analysiert werden sollen also die dieser Politik zugrunde liegenden Motive
und Gründe. Des Weiteren sollen daraus Schlüsse gezogen werden, nicht nur,
um die Tätigkeit der Slowenischen Volkspartei zu erklären, sondern auch, um
zum Verständnis der gesamten politischen Szene der österreichischen Reichs-
hälfte im letzten Vorkriegsjahrzehnt beizutragen.
Die vorliegende Analyse stützt sich dabei auf Protokolle der parlamentari-
schen Reden, die damalige Presselandschaft, erhaltene Korrespondenz sowie
Erinnerungsschriften, vor allem aber auch auf die umfangreiche Sekundärlitera-
tur – sowohl auf Studien zur slowenischen Politik als auch auf die aktuelle His-
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2 Zum Status der Sprachen in den Streitkräften vgl. vor allem: T. Scheer, Die k.u.k. Regi-
mentssprachen. Eine Institutionalisierung der Sprachenvielfalt in der Habsburgermonarchie
(1867/8–1914), in: K.-H. Ehlers u.a. (Hg.), Sprache, Gesellschaft und Nation in Ostmittel-
europa. Institutionalisierung und Alltagspraxis (Göttingen 2014) 75–92.
3 Stenographische Protokolle über die Sitzungen des Hauses der Abgeordneten des öster-
reichischen Reichsrathes im Jahre 1912 (Wien 1912) 4430.
4 Ebd. 4431.
toriografie zum Verhältnis der verschiedenen Nationalbewegungen gegenüber
der Habsburger Monarchie.
Die Verabschiedung des neuen Wehrgesetzes
Das Wehrgesetz von 1912 war das Resultat mehrjähriger Bestrebungen einer
Reihe von Kriegsministern, Generalstabschefs und anderer hochrangiger Beam-
ter. Es entsprang der Überzeugung, dass Österreich-Ungarn im Vergleich mit
anderen europäischen Großmächten militärisch immer mehr ins Hintertreffen
gerate und das vor allem deshalb, weil aufgrund der bestehenden gesetzlichen
Beschränkungen jedes Jahr zu wenig Rekruten einberufen und ausgebildet wür-
den. Tatsächlich zog die Monarchie durchwegs einen deutlich kleineren Teil
einer jeden Generation ein, als dies die anderen Staaten mit allgemeiner Wehr-
pflicht taten. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts rief die 45 Millionen Einwohner
starke österreichisch-ungarische Monarchie nur etwas mehr als 100.000 Rekru-
ten zu den Waffen, während Italien mit seinen 30 Millionen 100.000 und Frank-
reich mit seinen 40 Millionen sogar 250.000 Mann einberiefen. Doch ammeisten
bereitete den österreichisch-ungarischen Strategen der Umstand Sorge, dass
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Ignacij Žitnik als Reichstagsabgeordneter (1907).
Quelle: Wiener Bilder, 5. Juni 1907, S. 5.
Russland im selben Zeitraum jährlich um die 335.000 Mann rekrutierte und aus-
bildete5.
Dieses Ungleichgewicht hatte bereits einige Jahrzehnte zuvor begonnen sich
abzuzeichnen, weshalb Friedrich Beck, Generalstabschef ab 1881, jahrelang ver-
suchte, die Politik von einer dringend notwendigen Aufstockung des jährlichen
Rekrutenkontingents zu überzeugen. Die Parlamente beider Reichshälften hät-
ten 1899, als die betreffenden zehn Jahre lang geltenden Artikel des Wehr-
gesetzes von 1889 ausliefen, diese Angelegenheit regeln müssen. Doch die ver-
fahrenen politischen Verhältnisse zwangen die österreichische Regierung zu
einer provisorischen Verlängerung des damaligen Kontingents mithilfe des so
genannten Notstandsparagrafen, §14 der Verfassung, der es der Regierung er-
möglichte, Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen. Das ungarische Par-
lament verabschiedete hingegen mehrmals hintereinander provisorische einjäh-
rige Gesetze6.
1902 entschied Kriegsminister Edmund Krieghammer schließlich zu handeln.
Im Oktober schickte er einen Gesetzesentwurf in die parlamentarische Begut-
achtung, der es dem Heer ermöglichen sollte, Ersatzreservisten, die üblicher-
weise nur acht Wochen dienten, für volle drei Dienstjahre zu halten. Da die
Politiker beider Reichshälften diesem Vorschlag nicht gewogen waren, zog der
Minister ihn schnell zurück, machte aber gleichzeitig einen neuen: eine Aufsto-
ckung des Rekrutenkontingents des Heeres und beider Landwehren7. Doch
auch diese Idee begeisterte nicht. In Politik und Presse wurde der Gesetzesvor-
schlag lebhaft diskutiert. Wichtige Elemente in dieser politischen Auseinander-
setzung waren einerseits die jungtschechische Obstruktion des österreichischen
Parlaments, andererseits die Bereitschaft der Regierung, vom Notstandspara-
grafen Gebrauch zu machen. Schließlich entschieden die Jungtschechen, ihre
Obstruktion auszusetzen und damit die erste Lesung des Gesetzesentwurfs zu
ermöglichen8.
Damit war aber die Verabschiedung desGesetzes noch nicht sichergestellt und
die Beratungen wurden in den Parlamentsklubs weitergeführt. Der Landesver-
teidigungsminister Zeno Welser von Welsersheimb, der das Gesetz durch den
Wiener Reichsrat bringen wollte, wurde häufig von Delegationen besucht und
mit ihren Bedingungen für eine Unterstützung des Gesetzes konfrontiert. Das
Versprechen diverser Konzessionen und Druck vonseiten der Regierung über-
zeugten schließlich, so dass bereits vor Beginn der zweiten Lesung der Ausgang
der Abstimmung erahnt werden konnte. Trotzdem entspann sich zwischen dem
17. und 20. Februar 1903 noch eine intensive parlamentarische Debatte. Die das
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5 W.Wagner,Die k.(u.)k. Armee – Gliederung und Aufgabenstellung, in: A.Wandruszka,
P.Urbanitsch (Hg.), Die bewaffneteMacht (=DieHabsburgermonarchie 1848-1918, Bd. 5)
(Wien 1987) 142–633, hier 492.
6 G. E. Rothenberg, The Army of Francis Joseph (West Lafayette, IN 1998) 131;Wagner
(Anm. 5) 493.
7 Rothenberg (Anm. 6) 131;Wagner (Anm. 5) 493.
8 E. Jandesek, Die Stellung des Abgeordnetenhauses der im Reichsrate vertretenen König-
reiche und Länder zu Fragen des Militärs, 1867–1914 (Diss. Universität Wien 1964) 135, 136.
Wort ergreifenden Abgeordneten sprachen sich im Wesentlichen gegen das Ge-
setz aus und betonten dabei bereits bekannte Argumente: die finanzielle sowie
menschliche Last des Wehrdienstes und die Beziehung des Militärs und des
Staates zu den verschiedenen Nationalitäten und Bevölkerungsgruppen. Äu-
ßerst wichtig war der von Karl Chiari eingebrachte und vom Reichsrat unter-
stützte Änderungsantrag. Darin wurde festgelegt, dass die Aufstockung des Re-
krutenkontingents nur in Kraft tritt, wenn ihr auch das ungarische Parlament
zustimmt. In weiterer Folge sollte diese „Chiari-Klausel“ die Lage sehr verkom-
plizieren, doch zunächst verlief alles nach dem Plan der Regierung. Auf der
204. Sitzung, die am 19. Februar 1903 begann, wurde die zweite Lesung des
Gesetzesentwurfs durchgebracht und mit großer Mehrheit der Beginn der drit-
ten Lesung beschlossen. In den ersten Stunden des Folgetages wurde dann auch
diese abgeschlossen und das Gesetz endlich verabschiedet9.
Doch damit war das Problem noch nicht gelöst, da erst noch das Parlament in
Budapest demGesetz zustimmenmusste. Die Debatte in Ungarn dauerte jedoch
mit Unterbrechungen fast vier Jahre und brachte die Monarchie an den Rand
eines Bürgerkrieges. Die Ungarn, sowohl die liberale Regierungspartei als auch
die Opposition, hatten bereits seit dem Beschluss des letzten Wehrgesetzes von
1889 immer hartnäckiger neue Konzessionen in militärischen Belangen gefor-
dert10. Als dann 1902 der Gesetzesentwurf zur Aufstockung des Rekrutenkon-
tingents ins Budapester Parlament geschickt wurde, ergriffen die regierenden
und oppositionellen Abgeordneten gemeinsam die Gelegenheit, um im Gegen-
zug in den ungarischen Regimentern des Heeres die Einführung der ungarischen
Kommandosprache, der ungarischen Flagge und Symbole sowie die ausschließ-
liche Ernennung von Ungarn in Offiziersränge zu fordern11. Die Militärführung
und der Kaiser waren nicht bereit nachzugeben, weshalb das ungarische Par-
lament die Verabschiedung des Gesetzes blockierte. Im Mai war deshalb der
ungarische Regierungschef Kálmán Széll zurückgetreten und vom damaligen
kroatischen Banus Károly Khuen-Héderváry abgelöst worden. Dieser galt zwar
als entschlossener Politiker, der das Problem aber dennoch nicht lösen konnte
und bereits im August zurücktreten musste. Franz Joseph brachte seine Unzu-
friedenheit durch seinen berühmten Armeebefehl vom 16. September 1903 nach
einem Manöver im galizischen Chłopy zum Ausdruck, in dem er betonte, dass
seine Position als oberster Heeresführer nicht zur Diskussion stehe und er die
Einheit des Heeres erhalten wolle12.
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9 Stenographische Protokolle über die Sitzungen des Hauses der Abgeordneten des österrei-
chischen Reichsrathes im Jahre 1903, Wien, K.k. Hof- und Staatsdruckerei, 1903, S. 18235–
18280, 18302–18345, 18401–18504.
10 L. Péter, The Army Question in Hungarian Politics 1867–1918, in: Central Europe 4
(2006) 83–110, hier 93–97; N. Stone, Constitutional Crisis in Hungary, 1903–1906, in: The
Slavonic and East European Review 45 (1967) 163–182, hier 163–167.
11 Péter (Anm. 10) 97; Rothenberg (Anm. 6) 131, 132.
12 Jandesek (Anm. 8) 141; Péter (Anm. 10) 97, 98; Rothenberg (Anm. 6) 132; Wagner
(Anm. 5) 493.
Dennoch zeigte der Herrscher in einem Schreiben an den damaligen Minister-
präsidenten Khuen-Héderváry einige Tage später Kompromissbereitschaft. Er
öffnete damit den Weg für Verhandlungen, die im Oktober in einem Ausschuss
unter der Leitung von István Tisza begannen. Der rasch erzielte Kompromiss
sah unter anderem eine größere Rolle für die ungarische Sprache in den Militär-
schulen und im Schriftverkehr des Militärs mit zivilen Stellen in Ungarn vor,
erhielt aber die einheitliche deutsche Kommandosprache und war das Ticket
Tiszas für seine Ernennung zumMinisterpräsidenten. Doch dieser Kompromiss
ging einer Mehrheit der ungarischen Abgeordneten nicht weit genug, weshalb
die liberale Regierungspartei nach einem Jahr parlamentarischer Grabenkämpfe
zerfiel, die oppositionellen Abgeordneten physisch mit der Parlamentswache
abrechneten, das Mobiliar des Hohen Hauses zertrümmerten und Tisza im Ja-
nuar 1905 die Wahlen verlor. Franz Joseph, der nicht bereit war, die Macht einer
immer radikaleren Opposition zu überlassen, ernannte an Tiszas statt General
Féjérváry zumRegierungschef einer Beamtenregierung. Er unterbrach damit die
Praxis des parlamentarischen Regierens in Ungarn und begann gleichzeitig über
eine wesentliche Ausweitung des Wahlrechts nachzudenken13.
Die ungarische Krise erschütterte den gesamten Staat. Der Wiener Reichsrat
musste im September 1903 erneut über das Rekrutenkontingent abstimmen, da
die „Chiari-Klausel“ ja die Einberufung neuer Wehrpflichtiger nicht abdeckte,
solange nicht auch das ungarische Parlament zustimmte. Das Heer hielt zwi-
schenzeitlich seine Soldaten, die bereits ihre vollen drei Jahre abgedient hatten,
zurück und suchte nach weiteren provisorischen Lösungen. Letztendlich musste
es aber mit dem alten Rekrutenkontingent vorliebnehmen14. Als sich 1905 auch
noch die internationale Lage verkomplizierte, begann die Militärführung ernst-
haft die Möglichkeit einer bewaffneten Intervention in Ungarn in Erwägung zu
ziehen. Im April 1905 begann der Generalstab Pläne für den Fall U (Ungarn)
vorzubereiten. Zwei Szenarien waren dabei denkbar: ein umfassender militäri-
scher Angriff und die Einrichtung einer Militärverwaltung oder eine kleinere
Intervention, um die Regierung unter General Féjérváry zu unterstützen. Der
Herrscher segnete den Plan im August ab, jedoch wurde noch kein Befehl für
dessen Ausführung gegeben15.
Letztendlich konnte die Lage ohne größere Gewaltanwendung entschärft
werden. Im Februar 1906 suspendierte Franz Josef die Verfassung; Féjérváry
entließ mithilfe des Militärs die krawallschlagenden Parlamentarier und brachte
die Opposition durch Androhung, das allgemeine (Männer-)Wahlrecht ein-
zuführen, durch Kokettieren mit den bislang unbedeutenden ungarischen Sozia-
listen und mit der Ankündigung polizeilicher Maßnahmen schließlich zum Ein-
lenken. Im April wurde ein Kompromiss erzielt: Dem Herrscher wurden ein
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13 Péter (Anm. 10) 98–100; Rothenberg (Anm. 6) 133; Stone (Anm. 10) 169–180.
14 Jandesek (Anm. 8) 139–144.
15 K. Peball,G. E. Rothenberg,Der Fall „U“. Die geplante Besetzung Ungarns durch die
k.u.k. Armee imHerbst 1905, in: Aus drei Jahrhunderten. Beiträge zur österreichischenHee-
res- und Kriegsgeschichte von 1645–1938 (Wien/ München 1969) 85–126.
höheres Rekrutenkontingent versprochen und Deutsch blieb die einzige Kom-
mandosprache; die Ungarn hingegen bekamen neben den bereits verhandelten
Konzessionen eine Ausweitung der Honvéd auf alle Waffengattungen, auch mit
einer bis dato strittigen Artillerie16. Dieser Ausgang entspannte die verzwickte
Lage zumindest kurzfristig, wobei aber niemand wirklich zufrieden war. Ver-
ärgert war insbesondere Erzherzog Franz Ferdinand, der in einem Brief an
seinen ehemaligen Adjutanten Oberstleutnant Heinrich Kraus-Elislago bereits
im April 1903 davon schrieb, wie sehr er all seine Kräfte den Bemühungen der
Ungarn entgegensetzen wollte, die alles daransetzten „die einzige und verläss-
lichste Stütze der Monarchie und Dynastie, die Armee auch noch zu ruinie-
ren.“17 Doch da die Entscheidung Franz Josephs bereits gefallen war, konnte
der Erzherzog keinen Einfluss mehr auf den Ausgang nehmen. Sein Unmut
richtete sich auf den Chef des Generalstabs Friedrich Beck und den Kriegsminis-
ter Heinrich von Pitreich. Er warf ihnen zu große Nachgiebigkeit vor; 1906
mussten beide demissionieren18.
Ein neues Gesetz ließ bis 1912 auf sich warten. Als große Konzession schlug
die Regierung eine Kürzung des Präsenzdienstes in den Infanterieeinheiten des
k. u. k. Heeres von drei auf zwei Jahre vor, wünschte sich im Gegenzug aber
endlich die Einigung auf eine Aufstockung des Rekrutenkontingents der Ge-
meinsamen Armee und der beiden Landwehren19. Mit eiserner Entschlossenheit
und mithilfe der Polizei brach István Tisza im ungarischen Parlament die Op-
position und erfüllte dadurch das ungarische Versprechen von 1906: Im Juni
1912 verabschiedete das Parlament in Budapest das neue Wehrgesetz20. Gleich-
zeitig debattierten auch die Wiener Abgeordneten über die neue Gesetzgebung:
Neben demWehrgesetz hatte die Regierung nämlich ein neues Landwehrgesetz
und einige damit verbundene Gesetzesvorschläge zur Begutachtung ins Par-
lament geschickt. Die Regierung sah sich dabei mit dem Widerstand der ruthe-
nischen Abgeordneten, die wegen der Standortfrage der geplanten ruthenischen
Universität unzufrieden waren, und einiger anderer Abgeordnetengruppen kon-
frontiert. Der stärkste Gegenwind kam von den Sozialdemokraten. Sie kritisier-
ten, dass eine Verkürzung der Wehrzeit nur für Infanterieeinheiten vorgesehen
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16 Péter (Anm. 10) 100, 101; Rothenberg (Anm. 6) 135, 136; Stone (Anm. 10) 181.
17 Originalwortlaut des gesamten Abschnitts im Brief von Franz Ferdinand an Heinrich
Kraus von Elislago, Wien, 29. April 1903: „Es ist hoechste Gefahr im Verzuge, denn in Un-
garn arbeitet alles dahin um die einzige und verlässlichste Stütze der Monarchie und Dynas-
tie, die Armee, auch noch zu ruinieren. Ich weiss nicht ob meine Bemühungen von Erfolg
gekrönt sein werden, aber ich habe jetzt schwere Zeiten durchzumachen. Denn wer mir an
die Armee greift, der greift mir ans Herz, und ich kann es nicht verwinden, dass die alterwür-
digen Traditionen der Armee einer revolutionaeren Bande und Horde ausgeliefert werden
sollen!“, in: Österreichisches Staatsarchiv, Kriegsarchiv (Wien), Nachlässe und Sammlungen,
Nachlass Kraus von Elislago, B/1408:4.
18 E. Glaise von Horstenau, Franz Josephs Weggefährte. Das Leben des Generalstabs-
chefs, Grafen Beck (Zürich/ Wien 1930) 421–438; Rothenberg (Anm. 6) 136, 137.
19 G. Rauter, Die österreichische Wehrgesetzgebung. Motive, Entwicklungslinien, Zielset-
zungen (Wien 1989) 32–35;Wagner (Anm. 5) 493, 494.
20 Péter (Anm. 10) 101.
war. Ähnliche Vorbehalte äußerten die kroatischen Abgeordneten aus Dalma-
tien, da die Dienstzeit in der Marine sogar vier Jahre dauerte und deshalb für den
Großteil der dalmatinischen Wehrpflichtigen eine große Bürde darstellte21.
Der Standpunkt der Slowenischen Volkspartei und die ersten Reaktionen
Die parlamentarische Rede von Ignacij Žitnik ist in diesem hier dargelegten
Kontext zu verorten. Der ehemalige Zögling der Kadettenanstalt in Triest stu-
dierte später Theologie, 1892 bis 1894 auch in Rom, wo er gemeinsam mit ande-
ren Priestern aus ganz Österreich in der mehrsprachigen Gemeinschaft des Kol-
legs Santa Maria dell’Anima lebte. Als Geistlicher begann er sich politisch zu
engagieren und wurde rasch zu einem exponierten Vertreter der Slowenischen
Volkspartei, der stimmenstärksten aller slowenischen Parteien. Er war nicht nur
mehrfacher Landtags- und Reichsratsabgeordneter, sondern auch viele Jahre der
Herausgeber der katholisch-konservativen volksparteinahen Tageszeitung Slo-
venec („Der Slowene“)22. Zudem war er Mitglied des Wehrausschusses im
Reichsrat und der parteiinterne Experte für militärische Belange. SeinWort hatte
deshalb besonderes Gewicht. Doch war er nicht der einzige Abgeordnete der
Slowenischen Volkspartei, der die Regierung entschlossen unterstützte.
Eine außerordentlich wichtige Rolle bei der Verabschiedung der neuen Geset-
ze spielte auch Josip Pogačnik. Bereits zu Beginn der Verhandlung am 19. März
1912 versprach er der Regierung im Namen des kroatisch-slowenischen Abge-
ordnetenklubs die Stimmen seiner Kollegen und sorgte gleichzeitig als stellver-
tretender Reichsratspräsident und Vorsitzender des Wehrauschusses dafür, dass
die Vorschläge der Regierung durch die erste und die zweite Lesung kamen23.
Neben Pogačnik und Žitnik war noch ein dritter SLS-Abgeordneter – Franc
Pišek – imWehrausschuss aktiv, und alle drei unterstützten – mit einigen gering-
fügigen Vorbehalten – die Verabschiedung des Gesetzes in unveränderter Form.
Währenddessen erreichte Ivan Šusteršič, Vorstand der Slowenischen Volkspartei
und des Parlamentsklubs, in dem auch die Abgeordneten der Kroatischen
Rechtspartei aus Dalmatien vertreten waren, im April, dass die kroatischen Ab-
geordneten nicht zum Mittel der Obstruktion griffen, wie sie es aufgrund der
Kommisärregierung von Slavko Cuvaj in Kroatien eigentlich angekündigt hat-
ten. Dabei berief er sich gerade auf die Notwendigkeit, über die vorliegenden
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21 Jandesek (Anm. 8) 180–192.
22 F. Rozman, Žitnik, Ignacij, in: Slovenski biografski leksikon, s. v. (Ljubljana 1925–1991).
Zur Anima siehe: T. Scheer, Negotiating National Character: The Habsburgs’ Roman Ca-
tholic Priest College Santa Maria dell’Anima and the German National Church in Rome,
1859–1915, in: Austrian Studies 28 (2020) 64–78.
23 A. Rahten, Slovenska ljudska stranka v dunajskem parlamentu. Slovenska parlamentarna
politika v habsburški monarhiji 1897–1914 [Die Slowenische Volkspartei im Wiener Reichs-
rat. Die slowenische Parlamentspolitik in der Habsburger Monarchie 1897–1914] (Celje
2001) 118.
Militärgesetze abzustimmen24. Kurzum: Die Slowenische Volkspartei mobili-
sierte alle ihr zur Verfügung stehenden Kräfte, um den Regierungsvorschlag
rasch in unveränderter Form zur Verabschiedung zu bringen.
Die Befürwortung des Wehrgesetzes durch die SLS war keine Besonderheit,
denn die slowenischen Abgeordneten unterstützten in der Regel die Vorschläge
der Regierung. Ihre Haltung zur Sprachenfrage aber sticht hervor. Žitniks Rede
war nämlich nicht das Resultat derÜberlegungen eines einzelnen Abgeordneten,
sondern mit der Partei abgestimmt. Zeitungsberichten zufolge stimmte auch der
Abgeordnete Pišek im Wehrausschuss gegen den Änderungsvorschlag, der die
Vorherrschaft der deutschen Sprache in der Landwehr sehr reduziert hätte.
Žitnik und Pišek waren damit die einzigen slawischen Abgeordneten, die weder
die Streichung des Paragrafen über die deutsche Dienstsprache noch den Vor-
schlag unterstützten, die Landwehr solle im Schriftverkehr mit den autonomen
Körperschaften, allen voran den Gemeinden, deren Amtssprache(n) benutzen25.
Warum aber ging die Slowenische Volkspartei 1912 in ihrer Unterstützung der
Regierung so weit, dass sie sich von einem der Grundprinzipien des ethnolin-
guistischen Nationalismus – dem Fundament ihrer Politik – lossagte? Die Slo-
wenische Volkspartei, der der Großteil der slowenischen Abgeordneten imWie-
ner Reichsrat angehörte, war zwar die Partei des politischen Katholizismus,
deren Einfluss in erheblichem Ausmaß von der Unterstützung der römisch-ka-
tholischen Kirche und ihrer Strukturen abhing, aber vor allem auch jene Partei,
die sich als Vertreterin des slowenischen – durch die slowenische Sprache de-
finierten – Volkes hervortat. Die Gleichstellung der slowenischen Sprache in
allen Lebensbereichen war demnach eine ihrer zentralen Forderungen26. In der
parlamentarischen Debatte zu den neuen Militärgesetzen hatten sich die Ver-
treter der SLS aber deutlich davon verabschiedet. Es handelte sich in diesem Fall
auch nicht um gewöhnlichen Pragmatismus, um ein schweigendes Festhalten am
Status Quo, um das normale Funktionieren des Staates zu gewährleisten, son-
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24 J. Pleterski,Dr. Ivan Šušteršič, 1863–1925. Pot prvaka slovenskega političnega katoliciz-
ma [Dr. Ivan Šušteršič, 1863–1925. Lebensweg eines Vorreiters des slowenischen politischen
Katholizismus] (Ljubljana 1998) 285, 286.
25 Državni zbor [Reichsrat], Slovenski narod, 19. Juni 1912, 1; Domobranska predloga
[Landwehrvorlage], Edinost, 19. Juni 1912, 1.
26 Eine synthetische Geschichte der Slowenischen Volkspartei bleibt weiterhin ein Desiderat
der Geschichtswissenschaft; beide unternommenen Versuche sind veraltet und haben mit
moderner Geschichtsschreibung nichts mehr viel gemein, siehe: F. Erjavec, Zgodovina ka-
toliškega gibanja na Slovenskem [Die Geschichte der katholischen Bewegung im slowenisch-
sprachigen Gebiet] (Ljubljana 1928); M. Škerbec, Pregled novodobnega slovenskega kato-
liškega gibanja [Überblick über die neuzeitliche slowenisch-katholische Bewegung]
(Cleveland, OH 1956). Diese Forschungslücke wird teilweise durch einige partielle Betrach-
tungen und biografische Studien geschlossen, siehe z.B.: F. J. Bister, „Majestät, es ist zu
spät …“. Anton Korošec und die slovenische Politik imWiener Reichsrat bis 1918 (Wien u. a.
1995); W. Lukan, Zur Biographie von Janez Evangelist Krek (1865–1917) (Diss. Universität
Wien 1984); Pleterski (Anm. 24); Rahten (Anm. 23); Andrej Rahten, Ivan Šusteršič, der
ungekrönte Herzog von Krain. Die slowenische katholische Bewegung zwischen trialisti-
schem Reformkonzept und jugoslawischer Staatsidee (Wien 2012).
dern um eine öffentliche Unterstützung des Primats einer Sprache, nämlich der
deutschen, über allen anderen27.
Die Reaktionen darauf überraschen nicht. Im slowenischen liberalen Lager
nutzte man die Chance, den politischen Gegner im nationalistischen Getöse,
d.h. im nationalist outbidding, zu übertrumpfen. Die wichtigste liberale Tages-
zeitung, Slovenski narod („Slowenisches Volk“), erboste sich vor allem über die
Rede von Žitnik und das Abstimmungsverhalten von Pišek im Wehrauschuss28.
Die Haltung der SLS rief aber nicht nur unter den politischen Gegnern Verwun-
derung und Wut hervor, sondern überraschte und schockierte auch die politi-
schen Verbündeten. Auf einer Sitzung des gemeinsamen kroatisch-slowenischen
Abgeordnetenklubs am 20. Juni 1912 sprach Vjekoslav Spinčić, kroatischer Ab-
geordneter aus Istrien, über die Rede Žitniks und stieß sich seinem eigenem
Protokoll zufolge gerade an dessen Verhältnis zur deutschen Sprache29. Ivo Pro-
dan, ein dalmatinischer Abgeordneter der Rechtspartei, trat deshalb sogar aus
demKlub aus, und die slowenische liberale TageszeitungDan („Tag“) berichtete
einige Tage lang mit unverhohlener Freude über diese Zerwürfnisse und pro-
phezeite auch schon den Untergang der Slowenischen Volkspartei30. Soweit
kam es dann aber doch nicht, da die slowenischen und kroatischen Abgeord-
neten ihren Streit beilegen konnten, auch deshalb, weil sich Šusteršič Tageszei-
tungen zufolge in Gesprächen mit den kroatischen Abgeordneten von den
Standpunkten Žitniks distanzierte31. Žitnik selbst versuchte den entstandenen
Eindruck wieder geradezurücken und sandte der Wiener „Reichspost“ einen
Brief, in dem er betonte, die deutsche Kommandosprache nur „aus praktischen
Gründen“ und Deutsch nur als „die innere Dienstsprache“ und nur zum Ge-
brauch „der Militärbehörden und Kommanden untereinander“ unterstützt zu
haben32. Zudem wurde den Abgeordneten der Kroatischen Rechtspartei bei der
Abstimmung freie Hand gelassen. Drei enthielten sich; Ivan Prodan stimmte
sogar gegen das Landwehrgesetz33.
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27 Zur pragmatischen Haltung slowenischer Nationalisten bezüglich des Gebrauchs der
deutschen Sprache vor allem in militärischen Belangen siehe R. Stergar, The Evolution of
Linguistic Policies and Practices of the Austro-Hungarian Armed Forces in the Era of Ethnic
Nationalisms. The Case of Ljubljana-Laibach, in: M. Prokopovych, C. Bethke, T. Scheer
(Hg.). Language Diversity in the Late Habsburg Empire (Leiden 2019) 50–71.
28 Državni zbor [Reichsrat], Slovenski narod, 19. Juni 1912, 1; Državni zbor, Slovenski na-
rod, 21. Juni 1912, 1.
29 Kroatisches Staatsarchiv Hrvatski državni arhiv (Zagreb), handschriftlicher Nachlass von
Vjekoslav Spinčić, HR HDA 819, Schachtel 6, Spinčić’ Protokoll der Sitzung des kroatisch-
slowenischen Klubs am 20. Juni 1912.
30 Kratek čas še, ko bomo lahko klicali, klerikalne stranke – ni več! [Nur noch kurze Zeit und
dann werden wir rufen können: Die klerikale Partei gibt es nicht mehr!], Dan. Neodvisen
politični dnevnik, 23. Juni 1912, 1; Klerikalna stranka propada [Die klerikale Partei zerfällt],
Ibidem.
31 Državni zbor [Reichsrat], Slovenski narod, 22. Juni 1912, 1.
32 Die Südslaven und die Armeesprache, Reichspost, 22. Juni 1912, 4.
33 M. Diklić, Don Ivo Prodan. političko djelovanje i parlamentarni rad [Don Ivo Prodan:
Seine Politik und parlamentarische Arbeit] (Zadar 2003) 79, 80, 253; M. Gross, Uloga
šibenskog pravaštva u dalmatinskoj i općehrvatskoj pravaškoj politici uoči Prvog svjetskog
Zwischen Ideologie und Pragmatismus:
Politische Taktik und Strategie
Warum unterstützte die Slowenische Volkspartei vorbehaltlos – noch dazu
lautstark – die neuen Militärgesetze und riskierte dadurch ein Zerwürfnis mit
ihrem zentralen parlamentarischen Verbündeten und, wenn man den liberalen
Zeitungen Glauben schenkt, sogar den eigenen Untergang? Warum verabschie-
dete sich eine nationalistische Partei von einem Kernpostulat des ethnolinguisti-
schen Nationalismus, dass nämlich Angehörige einer Nation immer und überall
in ihrer Nationalsprache kommunizieren sollen?
Zunächst darf nicht die Erkenntnis zahlreicherHistoriker außer Acht gelassen
werden, dass Nationalismen in der Habsburger Monarchie sehr gut mit dynas-
tischer Loyalität und imperialem Patriotismus Hand in Hand gehen konnten,
also dass Nationalisten in der Regel auch am weiteren Erhalt der Doppelmonar-
chie interessierte Patrioten waren. Das galt sowohl für das „einfache Volk“ als
auch für die politische Elite34. Auf alle Fälle galt dies für die führenden Vertreter
der Slowenischen Volkspartei, deren Pläne für die Zukunft auf einer Reform und
nicht der Zerstörung der Habsburger Monarchie gründeten. Ein reformierter
Vielvölkerstaat stellte für sie die optimale Lösung dar, da er unter anderem den
Schutz vor dem italienischen Expansionismus bedeutete: Die italienischen Ir-
redentisten erhoben nämlich in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg immer
unverhohlener Ansprüche auf jenes Gebiet, das die slowenischen Nationalisten
für sich beanspruchten35.
Tatsächlich waren zu Beginn des 20. Jahrhunderts viele Politiker der Slowe-
nischen Volkspartei davon überzeugt, dass die Monarchie immer größeren Be-
drohungen ausgesetzt sei und ein stärkeres Heer benötige. Der Reichsratsabge-
ordnete Josip Fon etwa bestätigte im März 1912 bei einer Versammlung von
Vertrauten und Förderern der Volkspartei seinen Zuhörern:
„Unser Klub hat immer für militärische Gesetze gestimmt. Wir sind der Meinung, dass
Österreich eine Großmacht bleiben muss. Die größte Gefahr droht uns aus dem Süden, und
wenn es zu einem Krieg mit einem unglücklichen Ausgang kommen sollte, würden in erster
Linie wir Slowenen die Rechnung dafür bezahlen. Wer also über unsere Loyalität und unse-
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rata [Die Rolle der Šibeniker Rechstpartei in der dalmatinischen und gesamtkroatischen Po-
litik vor dem Ersten Weltkrieg], in: Radovi Zavoda za hrvatsku povijest Filozofskoga fakul-
teta Sveučilišta u Zagrebu 1 (1971) 259–285.
34 Synthetisch dargelegt in: P. M. Judson, The Habsburg Empire: A New History (Cam-
bridge, MA, London 2016) 333–384 und detaillierter, in: L. Cole,Military Culture and Po-
pular Patriotism in Late Imperial Austria (Oxford 2014); D. L. Unowsky, L. Cole (Hg.),
The Limits of Loyalty. Imperial Symbolism, Popular Allegiances, and State Patriotism in
the Late Habsburg Monarchy (New York, Oxford 2007); D. L. Unowsky, The Pomp and
Politics of Patriotism. Imperial Celebrations in Habsburg Austria, 1848–1916 (West Lafa-
yette, Ind 2005).
35 A. Ungari, New Italian Nationalism, in: L. Rosenthal, V. Rodic (Hg.), The New Na-
tionalism and the First World War (London 2015) 47–64.
ren Patriotismus lacht … gehört in die neue Anstalt in der Šempeterska cesta [in der sich eine
psychiatrische Anstalt befand; R. St.].“36
Auch viele andere hohe Funktionäre und Unterstützer der SLS vertraten so-
wohl öffentlich als auch privat eine ähnliche Meinung. Der Parteivorsitzende
Ivan Šusteršič war ein besonders aktiver Unterstützer eines ambitionierten Ma-
rineprogramms, was sicherlich im traditionellen Misstrauen den Italienern ge-
genüber begründet lag. 1910 erklärte er in den Delegationen, dass die Treue des
italienischen Verbündeten nur durch die österreichischen Dreadnought-Kriegs-
schiffe sichergestellt würde37. Anton Bonaventura Jeglič, Bischof von Laibach/
Ljubljana und graue Eminenz der Partei, zeigte sich auch nach Annahme des
Wehrgesetzes noch ausgesprochen besorgt über die militärische Stärke Öster-
reichs, da sich sein ehemaliger Mitschüler, der hohe Offizier Josef/Jožef Tomše,
bei ihm beklagt hatte, dass das Heer durch die von den Ungarn verursachte
missliche Lage zu klein sei und über zu wenig Unteroffiziere, Geschütze und
Haubitzen verfüge38. Kurzum: In der Slowenischen Volkspartei waren offenbar
viele ernsthaft davon überzeugt, dass die neuen Militärgesetze nützlich und
notwendig waren. Da sie sich auch Erleichterungen versprachen, vor allem eine
Kürzung des Präsenzdienstes – eine langjährige Forderung der SLS-Abgeord-
neten –, war ihre Unterstützung für das Wehrgesetz wenig überraschend.
Daneben war Patriotismus eine beliebte politische Taktik, die sowohl von der
Slowenischen Volkspartei als auch von ihren politischen Konkurrenten des Öf-
teren angewandt wurde. Da das Militär „Sache des Kaisers“ war, wurde ein
Stimmverhalten zugunsten von Militärgesetzen auch als Loyalitätsbekundung
und Mittel, sich die Gunst des Herrschers zu sichern, verstanden. Deshalb
stimmten sowohl die slowenischen Abgeordneten aus dem politisch-katho-
lischem als auch jene aus dem liberalen Lager nur in seltenen Ausnahmen gegen
Militärgesetze; in der Regel unterstützten sie solche sogar, wenn sie die Regie-
rung nicht stützten und sich in der Opposition befanden39. 1912 erklärte Ivan
Šušteršič diesen Umstand den Wählern mit folgenden Worten: „Wir vertreten
den Standpunkt, dass wir dem Kaiser geben, was des Kaisers ist, mit der uns
angeborenen Loyalität, weil wir wissen, dass der Platz unseres Volkes in Öster-
reich liegt und wir mit Österreich stehen und fallen.“40 Auf der Sitzung des
kroatisch-slowenischen Abgeordnetenklubs am 20. Juni 1912 sagte Janez Evan-
gelist Krek – eine Schlüsselfigur der Partei – seinen Abgeordnetenkollegen, dass
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36 Shod zaupnikov S.L.S. [Versammlung von Unterstützern und Verbündeten der SLS], Slo-
venec, 1. März 1912, 1.
37 Rahten (Anm. 23) 118, 119; Rahten (Anm. 26) 232, 233.
38 A. B. Jeglič, Jegličev dnevnik. Znanstvenokritična izdaja [Das Tagebuch von Anton B.
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39 Für einen Überblick dazu für die Zeit des Dualismus siehe Stergar (Anm. 1) und in
kürzerer Form auf Deutsch: R. Stergar, Fragen des Militärwesens in der slowenischen Po-
litik 1867–1914, in: Österreichische Osthefte 46 (2004) 391–422.
40 Shod zaupnikov S.L.S. [Versammlung von Unterstützern und Verbündeten der SLS], Slo-
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man der Monarchie eben geben müsse „was ihr zustehe“41. Die slowenischen
Sozialdemokraten, die nicht im Wiener Reichsrat vertreten waren, waren die
einzige slowenische politische Gruppierung, die diese Art der Taktiererei kon-
sequent zurückwies. Ein Kommentator des Parteiblatts Rdeči prapor („Roter
Banner“) schrieb 1903, als die slowenischen Abgeordneten nach anfänglicher
Kritik wieder einmal für einen Militärgesetzesvorschlag der Regierung stimm-
ten: „Wir haben uns mit dem Umstand abgefunden, dass der einzige Sinn und
Zweck unseres Volkes darin besteht, sozusagen Wächter zu sein, Türsteher der
Habsburger Monarchie – und sind noch dazu stolz darauf!“42
Die kritischen Bemerkungen des sozialdemokratischen Kommentators fass-
ten sehr gut den Standpunkt beider bürgerlichen Parteien in Militärfragen zu-
sammen. Das Verhalten der Slowenischen Volkspartei 1912 kann also durchaus
als normal verstanden werden, wenngleich auch festgestellt werdenmuss, dass es
in einigen Belangen aus der Reihe tanzte. Zwar stimmt es, dass ihre Unterstüt-
zung von Militärgesetzen keinesfalls überraschend kam und der Grund für die-
ses Verhalten sowohl ehrlich gemeinter Patriotismus als auch die übliche politi-
sche Taktiererei sein konnte. Dennoch ist auch wahr, dass weder der eine noch
der andere Erklärungsversuch die Vehemenz und Lautstärke dieser Unterstüt-
zung für den Gesetzesvorschlag der Regierung erschöpfend erklären kann.
Wenn die slowenischen Parteien und die Slowenische Volkspartei in der Ver-
gangenheit für Militärgesetze gestimmt hatten, hatten sie doch die Parlaments-
debatte in der Regel wenigstens für kritische Wortmeldungen zu einzelnen Ge-
setzeslösungen und für die Einbringung von Alternativvorschlägen genutzt. Auf
alle Fälle hatten die Abgeordneten nicht lautstark Gesetzesentwürfe unterstützt,
die ihren eigenen Grundprinzipien diametral entgegenstanden. Wenn schon
sonst nichts, hatten die Abgeordneten damit in der Öffentlichkeit wenigstens
performativ ihre politische Prinzipientreue und die Sorge um die Interessen ihrer
Wähler unter Beweis gestellt.
Die drei slowenischen liberalen Reichsratsabgeordneten blieben auch 1912 bei
dieser bewährten Taktik. Vladimir Ravnihar, Abgeordneter der Nationalen
Fortschrittspartei (Narodna napredna stranka), war kein Mitglied des Wehraus-
schusses und verhielt sich still, als das Gesetz im Parlament diskutiert wurde.
Aktiver waren die beiden Abgeordneten aus demKüstenlandOtokar Rybář und
Gustav Gregorin. Zwar beteiligten sie sich nicht viel an der Parlamentsdebatte
und meldeten sich eigentlich nur mit Bemerkungen zum Procedere zu Wort,
doch legte Rybář seine Meinung zu den Militärgesetzen ausführlich in einer
anderen Debatte dar. Dort merkte er kritisch an, dass die Berufung auf die
Interessen des Staates, die man vorbehaltlos unterstützen müsse, nicht überzeu-
gen könne, solange nicht alle Völker des Vielvölkerstaats gleichberechtigt seien.
Bislang nämlich seien die nationalen Interessen nicht zwingendermaßen die-
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42 Avstrijski karneval [Österreichischer Karneval], Rdeči prapor, 20. Februar 1903, 2.
selben wie die gesamtstaatlichen. Er fügte hinzu, dass sich die Slowenen auf-
grund ihrer schlechten Situation keinesfalls für die Wehrreform begeistern wür-
den. Doch an dieser Stelle machte der Abgeordnete aus Triest Halt und merkte
an, dass die Jugoslawen dennoch keine Schwierigkeiten machen würden, da „der
aktuelle Zeitpunkt nicht der richtige dafür sei“.43 In diesem Sinne stimmte
Rybář, wie die Triestiner Zeitung Edinost („Eintracht“) berichtete, „für alle ver-
nünftigen Minderheitenvorschläge“, und doch zugleich für das Landwehr- und
das Wehrgesetz44.
Die Abgeordneten der SLS handelten hingegen ganz anders. Obwohl sich
ihnenGelegenheiten für kleinere – sozusagen taktische – Erfolge geboten hätten,
schlugen sie diese konsequent aus und stimmten strikt gegen die Abänderungs-
anträge der Opposition. Hierbei muss wieder auf die Sprachenfrage verwiesen
werden, da sich im Parlament eine ausreichend realistische Gelegenheit geboten
hatte, die Dominanz des Deutschen im Heer zu schwächen. Im Wehrauschuss
war schon eine Bestimmung über die deutsche Dienstsprache aus dem Land-
wehrgesetz gestrichen worden; gegen die Vorherrschaft des Deutschen hatten
sich in der allgemeinen parlamentarischen Debatte die Sozialdemokraten, als
eine der größten parlamentarischen Gruppen, ausgesprochen. Doch die Abge-
ordneten der Slowenischen Volkspartei wiesen all dies zurück, und mehr noch:
Ignacij Žitnik erklärte in der Abgeordnetenkammer, dass „durch die gemein-
same einheitliche Kommandosprache […] noch kein Mann entnationalisiert“
worden sei.
Auch das auffallend große Schweigen in den volksparteinahen slowenischen
Tageszeitungen darf nicht übersehen werden. In der Vergangenheit hatte es dort
nicht an kritischer Berichterstattung über die behandelte Gesetzgebung geman-
gelt, auch nicht, wenn die Abgeordneten selbst vorsichtig geschwiegen hatten.
Auf diese Art und Weise nämlich pflegte die Politik ihren Wählern jene Stand-
punkte darzulegen, die sie sich im Parlament selbst nicht zu vertreten traute.
Und gerade Klagen über die allzu dominante Stellung der deutschen Sprache
im Heer gehörte zum festen Repertoire der nationalistischen Presse, auch jener,
die von der Slowenischen Volkspartei kontrolliert wurde. 1912 hingegen waren
ihre Journalisten auffallend still.
Die Gründe für dieses Verhalten müssen also anderswo gesucht werden, denn
weder Patriotismus noch politische Taktik erklären es zur Gänze. Die Antwort
liegt eigentlich auf der Hand: Die Unterstützung des Heeres und der Marine,
sogar wenn dafür die eigenen politischen Prinzipien verleugnet werden mussten,
hatte vor allem zum Ziel, sich die Gewogenheit des Thronfolgers Franz Ferdi-
nand und der Militärspitze zu sichern. Die politische Führung der SLS war
nämlich vor dem Ersten Weltkrieg zur Überzeugung gelangt, dass ihr zentrales
Ziel, eine trialistische Reform der Habsburger Monarchie, niemals durch Par-
lament zu erreichen sein werde, sondern nur durch Oktroyierung und militäri-
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43 P. Rustja, Otokar Rybář v dunajskem parlamentu [Otokar Rybář im Wiener Reichsrat],
Bd. 2 (Triest, Ljubljana 2003) 220–223, 228.
44 Državni zbor [Reichsrat], Edinost, 26. Juni 1912, 1.
sche Stärke45. Deshalb wurde beschlossen, es müsse der Thronfolger auf jeden
Fall „von der Kongruenz der gemeinsamen Interessen überzeugt“ und dadurch
„für einen passenden Staatsstreich bei seiner Thronübernahme vorbereitet“ wer-
den, wie es einige Jahre später Ivan Šusteršič beschrieb46. Der Hof und das Heer
wurden damit zumArchimedischen Punkt ihrer Politik, und die Parteispitze der
SLS versuchte dem Heer und dem Thronfolger auf jede mögliche Art zu sig-
nalisieren, dass sie sich auf sie verlassen konnten.
Janez Evangelist Krek bestätigte kurz vor dem Ersten Weltkrieg dem kroa-
tisch-dalmatinischen Abgeordneten Ante Trumbić gegenüber explizit, dass der
kroatisch-slowenische Klub für die Militärgesetze gestimmt hatte, weil nur die
Armee in der Lage sei, trialistische Pläne zu unterstützen. Außerdem erklärte er
in den Delegationen, dass nur die Soldaten sich der Bedeutung der jugoslawi-
schen Frage bewusst seien, und versuchte Kontakte mit hohen Offizieren zu
knüpfen47. Auch Anton Korošec, der Parteiführer in der Steiermark, betonte
imMai 1913, nachdem er in einer erschöpfenden Rede im Reichsrat die österrei-
chische Innenpolitik kritisiert hatte, dass die Dynastie „gestützt auf ein noch
verlässliches Heer“ die einzige slowenische Hoffnung auf eine föderalistische
Staatsreform sei48.
Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass die Slowenische Volks-
partei in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg sich in keiner Weise von der
Habsburger Monarchie loslösen wollte, dafür aber ohne größere Bedenken be-
reit war, sich von Verfassung und der parlamentarischen Demokratie zu ver-
abschieden. Statt eine Lösung im Parlament zu suchen, konzentrierte sich ihre
politische Strategie auf eine staatsstreichartige Umgestaltung der Monarchie
durch den Thronfolger, durch welche ihre eigenen nationalen Ziele verwirklicht
werden sollten. Wenngleich sich die Ideologen des slowenischen politischen
Katholizismus zu Beginn des 20. Jahrhunderts mit der parlamentarischen De-
mokratie und der Souveränität des Volkes angefreundet hatten und sich die
Slowenische Volkspartei eifrig für das allgemeine (Männer-)Wahlrecht eingesetzt
hatte, so scheinen sie sich dennoch nur einige Jahre später – zumindest auf Ebene
ihrer politischen Strategie – vom Parlamentarismus losgelöst zu haben. Fraglich
bleibt, ob sich nicht auch dadurch die antidemokratischen, autoritären und pro-
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45 Zu trialistischen Konzepten in der slowenischen Politik gibt es bereits viel Forschungs-
literatur. Zuletzt – mit einem Überblick über die ältere Historiografie – vgl. in Rahten
(Anm. 26) das Kapitel „Der Trialismus als Ausweg“, 137–268; A. Rahten,Trialistične zamis-
li slovenskih in hrvaških politikov v letih pred prvo svetovno vojno [Trialistische Ideen slo-
wenischer und kroatischer Politiker in den Jahren vor dem ErstenWeltkrieg], in: Prispevki za
novejšo zgodovino 39 (1999) 65–74; A. Rahten, Trialistični koncepti velikoavstrijskih kro-
gov in slovensko vprašanje [Trialistische Konzepte in großösterreichischen Kreisen und die
slowenische Frage], in: P. Vodopivec (Hg.), Slovenci v Evropi (Ljubljana 2002) 43–54.
46 I. Šušteršič,Moj odgovor [Meine Antwort] (S.l. 1922) 65, 66. Ausführlicher, in: Rahten
(Anm. 26) 221–234.
47 W. Lukan, Politično delovanje Antona Korošca med prvo svetovno vojno – kratek oris
[Die Politik von Anton Korošec vor dem Ersten Weltkrieg], in: Prispevki za novejšo zgodo-
vino 31 (1991) 27–34; Rahten (Anm. 23) 137, 138.
48 Bister (Anm. 26) 158, 159.
tofaschistischen Tendenzen zu zeigen begannen, die dann in den 1930er Jahren in
der Partei so stark zum Vorschein traten49.
Fazit
1988 schrieb Vasilij Melik, einer der herausragenden slowenischen Historiker
zur Habsburger Monarchie, über das Jahr 1918 Folgendes: „Die Reihe höchst
unterschiedlicher Pläne dazu, wie man Österreich umstrukturieren müsse […]
zeugt auf ihre Art einerseits von der Krise des Staates, andererseits aber auch von
seiner Lebenskraft, da man für untergehende Staaten für gewöhnlich keine Re-
formprogramme mehr entwirft.“50 Dieser Gedanke hob sich von der vorherr-
schenden Sichtweise auf die Habsburger Monarchie ab, da seinerzeit noch die
Überzeugung vorherrschte, sie sei dem Untergang geweiht gewesen. In jüngerer
Zeit hat sich aber eine optimistischere Sicht auf die Doppelmonarchie breit-
gemacht, da Historiker nun auf ihre Vitalität hinwiesen51. Insbesondere die
These vom unausweichlichen Konflikt zwischen den immer stärker werdenden
Nationalismen und dem imperialen Reich wurde durch zahlreiche Studien
widerlegt52.
Das Verhalten der Slowenischen Volkspartei zur Zeit der Verabschiedung der
neuenMilitärgesetze 1912 zeigt dennoch, dass man einige weniger helleMomen-
te der (politischen) Geschichte Österreich-Ungarns in seinem letzten Jahrzehnt
auch nicht übersehen darf. Nicht nur, dass sich autoritäre Tendenzen in einem
Teil der bürokratischen und militärischen Elite zu zeigen begannen, worauf
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49 Zum Verhältnis der Ideologen des politischen Katholizismus zur Demokratie vgl.: E. Pe-
likan, Akomodacija ideologije političnega katolicizma na Slovenskem [Die Anpassung der
Ideologie des politischen Katholizismus im slowenischsprachigen Gebiet] (Maribor 1997)
40–95. Zur Entwicklung in den 1930er Jahren vgl. vor allem: E. Pelikan, Slovenski politični
katolicizem v tridesetih letih v luči evropskih vplivov [Der slowenische politische Katholi-
zismus in den 1930er Jahren im Lichte seiner europäischen Einflüsse], in: N. Troha u. a.
(Hg.), Evropski vplivi na slovensko družbo (Ljubljana 2008) 211–229.
50 V.Melik, Leto 1918 v slovenski zgodovini [Das Jahr 1918 in der slowenischen Geschich-
te], in: Zgodovinski časopis 42 (1988) 525–532. Zu den Reformplänen schrieb in jüngster Zeit
v. a.: J. Deak, Forging a Multinational State. State Making in Imperial Austria from the En-
lightenment to the First World War (Stanford, California 2015).
51 Vgl. vor allem Judson (Anm. 34). Für einen kurzen Überblick über die Entwicklung der
Historiografie siehe: P. M. Judson, The Study of the Nineteenth Century in Habsburg Cen-
tral Europe, in: Central European History, 51 (2018) 629–634.
52 Einen neueren Überblick über die relevante Historiografie bieten: É. Boisserie, Les am-
bivalences du lien État-nation dans les territoires habsbourgeois. Le moment 1918 et la ques-
tion de l’autodétermination, in: Actuel Marx 68 (2020) 45–59; L. Cole, Differentiation or
Indifference? Changing Perspectives on National Identification in the Austrian Half of the
Habsburg Monarchy, in: M. vanGinderachter,M. Beyen (Hg.), Nationhood from Below.
Europe in the LongNineteenth Century (London 2012) 96–119; P. M. Judson,Constructing
Nationalities in East Central Europe. Introduction, in: P. M. Judson, M. Rozenblit (Hg.),
Constructing Nationalities in East Central Europe (New York, Oxford 2005) 1–18; R. Ster-
gar, Introduction, in: Austrian History Yearbook 49 (2018) 17–22.
unlängst Mark Cornwall53 hingewiesen hat, bzw. dass ein beachtlicher Teil der
Eliten davon überzeugt war, dass tiefgreifende Reformen nur am Parlament und
den politischen Parteien vorbei – also eigentlich nur mit Waffengewalt – zu
erreichen seien54. Auch in der Zivilgesellschaft und Politik manifestierten sich
einige besorgniserregende Phänomene: Antisemitismus, Populismus, radikaler
Nationalismus und die Tendenz zu autoritären Lösungen. Das waren keine für
die Habsburger Monarchie spezifischen Phänomene, was sie aber nicht weniger
problematisch, sondern umso verhängnisvoller machte.
Prof. Rok Stergar, Philosophische Fakultät der Universität Ljubljana
(Rok.Stergar@ff.uni-lj.si)
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53 M. Cornwall, Treason in an Era of Regime Change. The Case of the Habsburg Monar-
chy, in: Austrian History Yearbook 50 (2019) 124–149. Siehe auch: L. Cole, Visions and
Revisions of Empire: Reflections on a NewHistory of the Habsburg Monarchy, in: Austrian
History Yearbook 49 (2018) 261–280.
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